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6. Wahlperiode 

Sachgebiet 910 


Vorblatt 


Gesetzentwurf über Finanzhilfen zur Verbesserung 
der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Der für den Ausbau der Verkehrswege in den Gemeinden 
zweckgebundene Anteil der Mineralölsteuer — 3 DPfg./l — 
wurde bisher nach Richtlinien, die die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erlassen hatte, verteilt. Der im Rah- 
men der Finanz Verfassungsreform neu gefaßte Artikel 104 a 
Abs. 4 des Grundgesetzes verlangt jedoch als Grundlage für 
derartige Finanzhilfen des Bundes ein förmliches Gesetz oder 
eine Verwaltungsvereinbarung. Die Bundesregierung hat sich 
für eine gesetzliche Regelung entschieden. 


B. Lösung 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält Regelungen über die zu 
fördernden Vorhaben sowie über Voraussetzungen, Höhe und 
Umfang der Förderung. Der Inhalt der bisherigen Richtlinien ist 
im wesentlichen in das Gesetz übernommen worden, jedoch 
wurden die bisher gemachten praktischen Erfahrungen ausge- 
wertet. 


C. Alternativen 

Der Ausschuß hat den Alternativentwurf der CDU/CSU-Fraktion 

— Drucksache VI/544 — in seine Beratungen einbezogen. Es 
standen folgende Alternativen zur Diskussion: 

— Ausweitung des Förderungskataloges, 

— gesetzliche Verankerung eines Gemeinsamen Ausschusses 
von Bund, Ländern und Gemeinden mit beratender Funktion 
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bei Aufstellung der Grundsätze für den Einsatz der Finanz- 
mittel, 

— Aufstellung der Förderungsprogramme für den öffentlichen 
Personennahverkehr entweder durch die Länder oder durch 
den Bundesminister für Verkehr, 

— Einbeziehung des sogenannten „Gemeindepfennigs" in die 
Finanzmasse nach diesem Gesetz und Aufteilung der Fi- 
nanzmasse zwischen Straßenbau und öffentlichem Personen- 
nahverkehr nach geänderten Verhältniszahlen. 


D. Kosten 

Es handelt sich um ein Verteilungsgesetz, so daß der Bundes- 
haushalt mit zusätzlichen Ausgaben nicht belastet wird. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses 

für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Finanzhilfen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz — GVfG) 

— Drucksache Vi/11 17 — 

über den von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der 
Gemeinden (Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz) 

— Drucksache Vl/544 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haar (Stuttgart) 


I. Allgemeines 

Der Entwurf der Bundesregierung in Druck- 
sache VI/11 17 wurde in der 67. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 23. September 1970 dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen federführend und dem Finanzausschuß, 
dem Innenausschuß und dem Haushaltsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Verkehrs ausschuß hat in seine Beratungen 
am 5. November, 12. November und 3. Dezember 
1970 auch den die gleiche Materie betreffenden und 
von der Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse der Gemeinden — Drucksache 
VI/544 — einbezogen, der bereits in der 45. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 22. April 1970 an 
die Ausschüsse überwiesen worden war. 


Bisher wurde das zur Verbesserung der Ver- 
kehrsverhältnisse in den Gemeinden zweckgebun- 
dene Aufkommen an Mineralölsteuer — 3 DPfg./l 
gemäß Steueränderungsgesetz 1966 vom 23. Dezem- 
ber 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 702) — nach Richt- 
linien verwendet, in denen der Kreis der förde- 
rungsfähigen Bauvorhaben und das Verfahren 
näher umschrieben war. Insgesamt handelte es sich 
dabei im Jahre 1970 um 910 Millionen DM. An die 
Stelle dieser Richtlinien soll ab 1. Januar 1971 ent- 
sprechend Artikel 104 a Abs. 4 des Grundgesetzes 
die vorliegende gesetzliche Regelung treten. 

Wegen der Bedeutung dieser neuen gesetzlichen 
Regelung hat der Ausschuß für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen in einer öffentlichen 
Anhörung die kommunalen Spitzenverbände, den 
Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe, den Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn sowie den Bundes- 
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verband Deutscher Eisenbahnen gehört. Der Finanz- 
ausschuß hat im Wege der Mitberatung festgestellt, 
daß gegen die Vorlagen finanzpolitische Einwen- 
dungen nicht bestehen. Auf die mitberatende Stel- 
lungnahme des Innenausschusses wird unter III. 
eingegangen. Der Haushaltsausschuß hat — eben- 
falls im Wege der Mitberatung — den Beschlüssen 
des federführenden Verkehrsausschusses nachträg- 
lich zugestimmt. Hinsichtlich des Entschließungsan- 
trags unter B. Nummer 3 hat er sich auf den Stand- 
punkt gestellt, daß mangels einer Überweisung eine 
Stellungnahme dazu nicht abgegeben werden könne. 

11. Wesentliches Ergebnis 
des öffentlichen Anhörungsverfahrens 

Als Ergebnis des öffentlichen Anhörungsverfah- 
rens sind folgende Punkte besonders hervorzu- 
hebeh: 

— Alle Verbände halten die gegenwärtige Höhe 
der Finanzhilfen des Bundes für weitaus zu 
niedrig, um die dringenden Investitionen für 
Verkehrsanlagen im Bereich der Kommunen zu 
finanzieren. Es wird daher durchweg eine Ver- 
doppelung des zweckgebundenen Anteils an 
Mineralölsteuer von jetzt 3 DPfg./l auf 6 DPfg./l 
gewünscht. Dadurch würden sich die Finanz- 
hilfen des Bundes von zur Zeit knapp 1 Mrd. DM 
auf rund 2 Mrd. DM jährlich erhöhen. 

— Diejenigen Verbände, die die kreisangehörigen 
Städte und Gemeinden vertreten, haben sich 
dagegen gewandt, daß in die Ballungsgebiete 
rund 85 v. H. der gesamten zweckgebundenen 
Mittel fließen und daß die. ländlichen Räume in 
ihren Entwicklungs Chancen in bedenklicher 
Weise benachteiligt werden. 

— Weitere Vorschläge der Verbände beziehen sich 
auf die Ausweitung des Katalogs der förderungs- 
fähigen Vorhaben. So wurde vorgeschlagen, 
künftig auch besondere Fahrspuren für Omni- 
busse, allgemeine Parkeinrichtungen, Anlagen 
für Straßenbahnen, Haltestelleneinrichtungen für 
Omnibusse und die Beschaffung von Fahrzeugen 
des öffentlichen Personennahverkehrs in den 
Förderungskatalog aufzunehmen und auch die 
Förderungsmöglichkeiten für überörtliche Ver- 
kehrswege wesentlich zu erweitern. 

— Die kommunalen Spitzenverbände wünschen 
ferner, daß ein Gemeinsamer Ausschuß von 
Bund, Ländern und Gemeinden, der seit länge- 
rem bereits ohne gesetzliche Grundlage besteht 
und in dem gemeinsame Grundsätze zur Ver- 
besserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden erarbeitet werden, im Gesetz ausdrück- 
lich verankert wird. Bedenken wurden schließ- 
lich gegen die Beteiligung der Deutschen Bundes- 
bahn an der Finanzmasse nach diesem Gesetz 
vorgetragen, die dann vorgesehen ist, wenn die 
Deutsche Bundesbahn Vorhaben des Nahver- 
kehrs durchführt, über die Frage, in welchem 
Verhältnis die zur Verfügung stehenden Finanz- 
mittel zwischen Straßenbau und öffentlichem 
Personennahverkehr aufgeteilt werden solleni 
herrschte bei den Verbänden keine Einigkeit. 
Umstritten war, ob an dem alten Verteilungs- 


schlüssel 60 : 40 festgehalten werden soll oder 
ob der im Regierungsentwurf vorgeschlagene 
Verteilungsschlüssel 55 : 45 zweckmäßiger ist. 

III. Allgemeines Ergebnis der Ausschußberatungen 

Bei der Behandlung der beiden Vorlagen herrschte 
im Ausschuß Einmütigkeit darüber, daß die Lösung 
der Verkehrsprobleme in den Gemeinden vorrangig 
in die Zuständigkeit der Gemeinden, der Kreise und 
der Länder der Bundesrepublik falle. Der Bund hat 
sich zwar seit langem zunehmend stärker finaiiziell 
engagiert. Die Verantwortlichkeit der Zuständigen 
kann jedoch nicht zuletzt mit Rücksicht auf die föde- 
rale Struktur des Bundesgebietes übersehen und 
überspielt werden. Der Verkehrsausschuß hat ent- 
sprechende Äußerungen des Bunde sverkehrsmini- 
steriums zur Kenntnis genommen, nach denen die 
Bundesregierung auch nach Lösungen suchen wird, 
um den gemeindlichen Straßenbau und den Ausbau 
der Linien im öffentlichen Personennahverkehr zu 
fördern. Wenn diese Vorschläge vorliegen werden, 
wird der Ausschuß erneut über den Umfang der 
Förderung und eine etwaige Ausweitung des Förde- 
rungskataloge s debattieren. Er hat jedoch bereits in 
seiner Beschlußfassung zu dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf teilweise den Wünschen der Verbände auf 
Änderung des Förderungskataloges Rechnung tra- 
gen können. 

Eine Minderheit im Ausschuß hat sich dafür ein- 
gesetzt, den bereits tätigen Gemeinsamen Ausschuß 
von Bund, Ländern und Gemeinden mit beratender 
Funktion in das Gesetz aufzunehmen. Dem hat die 
Mehrheit nicht zugestimmt, weil sie befürchtet, daß 
durch eine gesetzliche Regelung die Arbeitsweise 
dieses Gremiums unnötig erschwert werden könnte. 
Meinungsverschiedenheiten kamen im Ausschuß fer- 
ner bei dem Verfahren über die Aufstellung der 
Programme für Vorhaben des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs zutage. Die Mehrheit im Ausschuß will 
an der bisherigen Verfahrensweise festhalten, wo- 
nach unter besonderer Berücksichtigung von Dring- 
lichkeitsge sichtspunkten der Bundesminister für Ver- 
kehr auf Grund von Vorschlägen der Länder und im 
Benehmen mit ihnen ein Förderungsprogramm für 
den öffentlichen Personennahverkehr einheitlich für 
das gesamte Bundesgebiet aufstellt. Die Minderheit 
im Ausschuß bet onte demgegenüber den föderalen 
Aufbau der Bundesrepublik Deutschland und 
wünschte die Aufstellung von Programmen durch 
die Länder. Der gleiche Gegensatz der Meinungen 
bestand bei der Frage, ob Vorhaben der Deutschen 
Bundesbahn, die nach einmütiger Auffassung auch 
in Zukunft aus der Finanzmasse nach diesem Gesetz 
gefördert werden sollen, vom Bundesminister für 
Verkehr oder von den Ländern in die Programme 
aufgenommen werden sollen. 

Zur Diskussion im Ausschuß stand schließlich noch 
die weitere Verwendung des sogenannten „Gemein- 
depfennigs", um den die Mineralölsteuer durch Arti- 
kel 4 Nr. 3 des Straßenbaufinanzierungsgesetzes 
vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 201) erhöht 
worden ist. Eine Minderheit im Ausschuß wollte in 
Übereinstimmung mit dem Bundesrat das Aufkom- 
men aus dem Gemeindepfennig in Höhe von zur 
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Zeit jährlich rund 210 Millionen DM in die Finanz- 
masse nach diesem Gesetz einbeziehen; da auf diese 
Weise ein Teilbetrag des Gemeindepfennigs dem 
öffentlidien Personennahverkehr zugute gekommen 
wäre, sollte der Schlüssel für die Aufteilung der 
Mittel zwischen Straßenbau und öffentlichem Per- 
sonennahverkehr entsprechend geändert werden. 
Die Mehrheit im Ausschuß vertrat indessen die An- 
sicht, daß audi in Zukunft die Mittel des Gemeinde- 
pfennigs ungeschmälert dem Gemeindestraßenbau 
besonders auch in den ländlichen Gebieten zugute 
kommen müßten, wobei an der bisherigen Rechts- 
grundlage des § 5 a Bundesfernstraßengesetz für die 
Zuweisung der Mittel festgehalten werden solle. Nur 
auf diese Weise könne ausreichend gewährleistet 
werden, daß bei den Straßenbaumaßnahmen der Ge- 
meinden audi der Zusammenhang mit dem überört- 
lichen Straßennetz gesehen werde. Übereinstimmung 
herrschte im Ausschuß darüber, daß das Finanzauf- 
kommen des Gemeindepfennigs, das nach der mittel- 
fristigen Finanzplanung in den nächsten Jahren bis 
auf 245 Millionen DM ansteigen dürfte, in Zukunft 
weder zur Finanzierung von Straßen in der Baulast 
der Länder verwendet werden sollte noch — auch 
nicht teilweise — in den allgemeinen Straßenbau- 
haushalt oder als allgemeines Deckungsmittel in den 
Bundeshaushalt fließen darf. Bei Einführung des 
Gemeindepfennigs hatte der Deutsche Bundestag in 
einer Entschließung in der 105. Sitzung der 3. Wahl- 
periode am 9. März 1960 den vollständigen Einsatz 
für den kommunalen Straßenbau gefordert. Diese 
Entschließung sollte nach Auffassung des Verkehrs- 
ausschusses im Hinblick auf die unbefriedigende 
Verkehrssituation in den Gemeinden wieder voll 
realisiert werden. Es wird daher in Zusammenhang 
mit der Verabschiedung des Gemeindeverkehrs- 
finanzierungsgesetzes eine Entschließung mit dieser 
Zielrichtung vorgeschlagen, bei deren Formulierung 
der Umstand berücksichtigt wurde, daß der zweck- 
entfremdete Teil des Gemeindepfennigs bisher zu 
50 V. H. in den allgemeinen Straßenbauhaushalt und 
zu 50 V. H. in den Bundeshaushalt geflossen ist. Für 
den kommunalen Straßenbau können auf diese 
Weise 50 Millionen bis 70 Millionen DM mehr ver- 
wendet werden, wobei als Rechtsgrundlage für die 
Zuwendungen der § 5 a des Bundesfernstraßengeset- 
zes erhalten bleibt. 

Der Ausschuß war allerdings nicht damit einver- 
standen, daß die Förderung nach § 5 a des Bundes- 
fernstraßengesetzes auf Ortsdurchfahrten im Zuge 
von Bundesstraßen in Gemeinden über 50 000 
Einwohnern beschränkt wird; auch in Zukunft sollen 
wie bisher allgemein kommunale Zubringerstraßen 
zum Bundesfernstraßengesetz aus diesen Mitteln ge- 
fördert werden. 

In der Schlußabstimmung hat der Ausschuß den 
Gesetzentwurf in der aus der anliegenden Zusam- 
menstellung ersichtlichen Fassung einmütig gebilligt. 


IV. Einzelbegründung 

Zu § 2 

Der Ausschuß hat sich entschlossen, in den För- 
derungskatalog auch besondere Fahrspuren für 
Omnibusse und verkehrswichtige Umsteigeanlagen 
des öffentlichen Personennahverkehrs aufzunehmen. 
Ersteres entspricht einer Empfehlung des Innen- 
aussdiusses. Ferner sind die Förderungsmöglich- 
keiten für das moderne park-and-ride-System er- 
weitert worden. 

Die Mehrheit im Ausschuß hat sich dagegen aus 
finanzpolitischen Grundsätzen nicht entschließen 
können, eine Doppelförderung nach diesem Gesetz 
und nach dem Gesetz über die Gemeinsdiafts- 
aufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts- 
struktur" zuzulassen. 

Bei seinen Beschlüssen geht der Ausschuß davon 
aus, daß auch künftig wie bisher zu den Verkehrs- 
wegen von Straßenbahnen usw. auch Bahnhöfe, 
Abstellanlagen, Umspann- und Gleichrichterwerke 
gerechnet werden, also Einrichtungen, die unmittel- 
bar dem Verkehr dienen. 

Zu § 4 

Der Ausschuß sieht als zuwendungsfähig auch 
die Kosten für den Erwerb eines Grundstücks an, 
das — wie sich später herausstellt — für das Vor- 
haben zwar nicht benötigt wird, das aber auch 
anderweitig nicht genutzt werden kann. 

Zu §§ 6, 13 

Der Ausschuß hat sich entschlossen, den Ver- 
teilungsschlüssel für die Straßenbaumittel auf die 
Länder unmittelbar in das Gesetz aufzunehmen. Der 
Schlüssel soll nur durch einen neuen gesetzgebe- 
rischen Akt geändert werden. 

Zu § 15 

Die Mehrheit des Ausschusses hat sich dafür 
entsdiieden, daß die Mittel des sogenannten „Ge- 
meindepfennigs" (1971 210 Mio DM) in voller Höhe 
über § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes den Ge- 
meinden zufließen sollen. Es war einmütig die 
Auffassung des Ausschusses, daß hiervon keine 
Mittel mehr zur Förderung von Straßen in der 
Baulast der Länder oder für andere Zwecke ab- 
gezweigt werden dürfen und daß audi künftig die 
Straßen in kommunaler Baulast wie bisher gefördert 
werden sollten. Dementsprediend ist die alte Fas- 
sung des § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes in- 
soweit wiederhergestellt worden. 


Bonn, den 4. Dezember 1970 


Haar (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1117 — in 
der sich aus der anliegenden Zusammenstellung 
ergebenden Fassung anzunehmen; 

2. den Antrag — Drucksache W544 — für erledigt 
zu erklären; 

3. die Bundesregierung zu ersuchen, 

jeweils im Straßenbauhaushalt (Kap. 12 10) für 
Zuwendungen im Rahmen des § 5 a des Fern- 
straßengesetzes zu Straßenbaumaßnahmen der 
Gemeinden und Landkreise Mittel vorzusehen, 
die dem Aufkommen aus der Mineralölsteuer in 


Höhe von 1 Pf pro Liter Vergaserkraftstoff voll 
entsprechen. Diese Mittel sind zu gleichen Teilen 
aus dem durch Artikel 1 Straßenbaufinanzie- 
rungsgesetz (in der Fassung des Gesetzes über 
Umstellung der Abgaben auf Mineralöl vom 
20. Dezember 1963, Bundesgesetzbl. I S. 995) 
zweckgebundenen und aus dem nicht zweck- 
gebundenen Mineralölsteueraufkommen zu 
decken. 

Die Mittel können übergangsweise auch für 
diejenigen Vorhaben verwendet werden, die 
nach § 15 Abs. 2 Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetz gefördert werden. 


Bonn, den 4. Dezember 1970 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 

Dr. Apel Haar (Stuttgart) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über Finanzhilfen zur Verbesserung der Verkehrs Ver- 
hältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — GVfG) 

— Drucksache VI/1 117 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

über Finanzhilfen zur Verbesserung der Verkehrs- 
verhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — GVfG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Finanzhilfen des Bundes 

Der Bund gewährt den Ländern Finanzhilfen für 
Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsver- 
hältnisse der Gemeinden. 

§ 2 

Förderungsfähige Vorhaben 

(1) Die Länder können folgende Vorhaben durch 
Zuwendungen aus den Finanzhilfen fördern: 

1. Bau oder Ausbau von 

a) innerörtlichen Hauptverkehrsstraßen, 

b) verkehrswichtigen Zubringerstraßen , zum 
überörtlichen Verkehrsnetz, 

c) verkehrswichtigen zwischenörtlichen Straßen 
in zurückgebliebenen Gebieten (§ 2 Abs. 1 
Nr. 3 des Raumordnungsgesetzes) und im 
Zonenrandgebiet, 

d) Straßen im Zusammenhang mit der Stillegung 
von Eisenbahnstrecken 

in der Baulast von Gemeinden oder Landkreisen, 
soweit sie nicht nach dem Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur" gefördert werden. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über Finanzhilfen des Bundes zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
(Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz — GVfG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

Förderungsfähige Vorhaben 

(1) Die Länder können folgende Vorhaben durch 
Zuwendungen aus den Finanzhilfen fördern: 

1. Bau oder Ausbau von f 

a) unverändert 

aa) besonderen Fahrspuren für Omnibusse 

b) unverändert 

c) unverändert 


d) unverändert 

in der Baulast von Gemeinden, Landkreisen oder 
kommunalen Zusammenschlüssen, die anstelle 
von Gemeinden oder Landkreisen Träger der 
Baulast sind, soweit sie nicht nach dem Gesetz 
über die Gemeinschaf t^auf gäbe „Verbesserung 
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Entwurf 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

der regionalen Wirtschaftsstruktur" gefördert 
werden. 

2. unverändert 


2. Bau oder Ausbau von Verkehrswegen der 

a) Straßenbahnen, Hoch- und Untergrundbahnen 
sowie Bahnen besonderer Bauart, 

b) nichtbundeseigenen Eisenbahnen, 

soweit sie dem öffentlichen Personennahverkehr 
dienen, in Verdichtungsräumen oder den zuge- 
hörigen Randgebieten liegen und auf besonderem 
Bahnkörper geführt werden. 

3. Bau oder Ausbau von zentralen Omnibusbahn- 
höfen. 

4. Bau oder Ausbau von Parkplätzen an Halte- 
stellen des öffentlichen Personennahverkehrs, so- 
weit sie 

a) dazu bestimmt und geeignet sind, dem Par- 
ken beim Übergang vom Kraftfahrzeug zum 
öffentlichen Nahverkehrsmittel zu dienen und 

b) in Verdichtungsräumen oder den zugehörigen 
Randgebieten liegen. 

5. Kreuzungsmaßnahmen nach dem Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz oder dem Bundeswasserstraßenge- 
setz, soweit Gemeinden oder Landkreise als Bau- 
lastträger der kreurzenden Straße Kostenanteile 
zu tragen haben und für die Maßnahme keine 
Bundeszuschüsse nach dem Eisenbahnkreuzungs- 
gesetz erhalten. In Ausnahmefällen gilt das 
gleiche für nichtbundeseigene Eisenbahnen als 
Baulastträger des kreuzenden Schienenweges. 


(2) Im Saarland gilt Absatz 1 Nr. 1 und 5 Satz 1 
auch, soweit das Land aufgrund des § 46 des Saar- 
ländischen Straßengesetzes anstelle von Landkreisen 
Träger der Baulast ist. 

§ 3 

Voraussetzungen der Förderung 

Voraussetzung für die Förderung nach § 2 ist, daß 
1. das Vorhaben 

a) nach Art und Umfang zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse dringend erforderlich 
ist, 

b) in einem General verkehrsplan oder einem für 
die Beurteilung gleichwertigen Plan vorge- 
sehen ist, 

c) bau- und verkehrstechnisch einwandfrei und 
unter Beachtung des Grundsatzes der Wirt- 
schaftlichkeit und Sparsamkeit geplant ist, 


3. Bau oder Ausbau von zentralen Omnibusbahn- 
höfen und verkehrswichtigen Umsteigeanlagen. 

4. Bau oder Ausbau von Parkeinrichtungen an 
Haltestellen des öffentlichen Personennahver- 
kehrs, soweit sie dazu bestimmt und geeignet 
sind, dem Parken beim Übergang vom Kraftfahr- 
zeug zum öffentlichen Nahverkehrsmittel zu die- 
nen. 


5. Kreuzungsmaßnahmen nach dem Eisenbahnkreu- 
zungsgesetz oder dem Bundeswasserstraßen- 
gesetz, soweit Gemeinden, Landkreise oder kom- 
munale Zusammenschlüsse im Sinne der Num- 
mer 1 als Baulastträger der kreuzenden Straße 
Kostenanteile zu tragen haben und für die Maß- 
nahme keine Bundeszuschüsse nach dem Eisen- 
bahnkreuzungsgesetz erhalten. In Ausnahmefäl- 
len gilt das gleiche für nichtbundeseigene Eisen- 
bahnen als Baulastträger des kreuzenden Schie- 
nenweges. 

(2) unverändert 


§ 3 

Voraussetzungen der Förderung 

Voraussetzung für die Förderung nach § 2 ist, daß 
1. das Vorhaben 

a) nach Art und Umfang zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse dringend erforderlich ist 

und die Ziele der Raumordnung und Landes- 
planung berücksichtigt, 

b) unverändert 


c) unverändert 


2. die übrige Finanzierung des Vorhabens oder 2. unverändert 
eines Bauabschnittes des Vorhabens mit eigener 
Verkehrsbedeutung gewährleistet ist. 
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3. die zuwendungsfähigen Kosten des Vorhabens 

mehr als 200 000 Deutsche Mark betragen. 

§ 4 

Höhe und Umfang der Förderung 

(1) Die Förderung eines Vorhabens aus den 
Finanzhilfen ist bis zu 50 vom Hundert, im Zonen- 
randgebiet bis zu 60 vom Hundert der zuwendungs- 
fähigen Kosten zulässig. 

(2) Zuwendungsfähig sind die Kosten für das 
Vorhaben nach § 2. Beim G runderwerb sind nur die 
Gestehungskosten zuwendungsfähig. 

(3) Nicht zuwendungsfähig sind: 

1. Kosten, die ein anderer als der Träger des Vor- 
habens zu tragen verpflichtet ist, 

2. Verwaltungskosten, 

3. Kosten für den Erwerb solcher Grundstücke und 

Grundstücksteile, die 

a) nicht unmittelbar oder nicht dauernd für das 
Vorhaben benötigt werden, 

b) vor dem 1. Januar 1961 erworben worden 
sind. 

§ 5 

Programme 

(1) Für Vorhaben, die aus den Finanzhilfen ge- 
fördert werden sollen, sind Programme für den Zeit- 
raum der jeweiligen Finanzplanung aufzustellen so- 
wie jährlich der Entwicklung anzupassen und fort- 
zuführen. 

(2) In die Programme dürfen Vorhaben nur auf- 
genommen werden, wenn die Voraussetzungen des 
§ 3 vorliegen oder voraussichtlich im Zeitpunkt der 
Förderung vorliegen werden. Für jedes Vorhaben 
sind die voraussichtlichen Gesamtkosten, die zuwen- 
dungsfähigen Kosten und die vorgesehenen Jahres- 
raten der Zuwendungen aus den Finanzhilfen aufzu- 
nehmen. 

(3) Die Programme sind abzustellen auf die vor- 
aussichtlich zur Verfügung stehenden Mittel. Wei- 
tere Vorhaben können nachrichtlich aufgenommen 
werden. 

§ 6 

Aufstellung der Programme 

(1) Der Bundesminister für Verkehr stellt auf- 
grund von Vorschlägen der Länder und im Beneh- 
men mit ihnen das Programm für Vorhaben nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 und Nr. 5 Satz 2 auf. 

(2) Jedes Land stellt ein Programm für Vorhaben 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 5 Satz 1 auf. Vorhaben 


— 6. Wahlpe r iode Druck sache VI/1518 

Beschlüsse des 13. Ausschusses 
3. unverändert 

§ 4 

Höhe und Umfang der Förderung 

(1) unverändert 

(2) u n V e rä n d e r t 

(3) Nicht zuwendungsfähig sind: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. Kosten für den Erwerb solcher Grundstücke und 
Grundstücksteile, die 

a) nicht unmittelbar oder nicht dauernd für das 
Vorhaben benötigt werden, es sei denn, daß 
sie nicht nutzbar sind, 

b) unverändert 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

Aufstellung der Programme 

(1) u n V e r ä nd e r t 

(2) Jedes Land stellt ein Programm für Vorhaben 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 5 Satz 1 auf. Vorhaben 
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mit zuwendungsfähigen Kosten über 5 000 000 DM 
können nur mit Zustimmung des Bundesministers 
für Verkehr in das Programm auf genommen wer- 
den. Den finanziellen Rahmen für die einzelnen Pro- 
gramme der Länder ermittelt der Bundesminister für 
Verkehr nach der in der Anlage zu diesem Gesetz 
festgelegten Berechnungsweise. 


(3) Vorhaben, die in die Programme auf genommen 
werden sollen, sind zuvor mit i^tädtebaulichen Maß- 
nahmen, die mit ihnen Zusammenhängen, abzustim- 
men. 

(4) Die Länder übermitteln dem Bundesminister 
für Verkehr Planungsunterlagen, soweit dies für die 
Entscheidung über die Aufnahme der Vorhaben in 

• die Programme erforderlich ist. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten auch für die Anpassung 
und Fortführung der Programme. 

(6) Der Bundesminister für Verkehr teilt auf der 
Grundlage der Programme den Ländern die Finanz- 
hilfen zu. 

§ 7 

Wirkung der Programme 

Die Finanzhilfen dürfen nur für Vorhaben ver- 
wendet werden, die in die Programme aufgenommen 
sind. 

§ 8 

Mitteilung über die Verwendung der Finanzhilfen 

(1) über die Durchführung der Programme über- 
mitteln die Länder dem Bundesminister für Verkehr 
jährlich eine Übersicht, aus der sich für jedes Vor- 
haben mit zuwendungsfähigen Kosten über 5 000 000 
Deutsche Mark ergeben: die Gesamtkosten, die zu- 
wendungsfähigen Kosten und die Summe der aus 
den Finanzhilfen in dem betreffenden Jahr gezahlten 
Zuwendungen. Für die übrigen Vorhaben soll die 
Übersicht nur die Zahl der geförderten Vorhaben, 
die Summe der zuwendungsfähigen Kosten und der 
aus den Finanzhilfen in dem betreffenden Jahr ge- 
zahlten Zuwendungen enthalten. 

(2) Soweit der Deutsche Bundestag eine weiter- 
gehende Berichterstattung verlangt, übermitteln die 
Länder dem Bundesminister für Verkehr die erfor- 
derlichen Angaben. 


mit zuwendungsfähigen Kosten über 5 Millionen 
DM können nur mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters für Verkehr in das Programm aufgenommen 
werden. Der finanzielle Rahmen für die Programme 

ergibt sich aus dem auf jedes Land entfallenden pro- 
zentualen Anteil an den nach § 10 Abs. 2 Nr. 1 zur 
Verfügung stehenden Mitteln. Dieser Anteil bemißt 
sich nach dem Verhältnis der Zahl der im einzelnen 
Land am 1. Januar des Vorjahres zugelassenen 
Kraftfahrzeuge (ohne landwirtschaftliche Zugmaschi- 
nen) zum gesamten Kraftfahrzeugbestand aller Län- 
der. Hierbei werden die Kraftfahrzeuge wie folgt 


bewertet: 

Krafträder 0,5fach 

Personen- und Kombinationskraftwagen 

sowie Sonderfahrzeuge l,0fach 

Omnibusse und Zugmaschinen 2,0fach 

Lastkraftwagen 2,5fach 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 

(6) unverändert 


§ 7 

unverändert 


§ 8 

Mitteilung über die Verwendung der Finanzhilfen 

(1) unverändert 


Absatz 2 entfällt 
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§ 9 

V ereinf achter V erwendungsnachweis 

(1) Die Finanzhilfen, die der Bund den Ländern 
nach diesem Gesetz gewährt, sind Zuwendungen im 
Sinne der Bundeshaushaltsordnung. 

(2) Die Länder weisen dem Bundesminister für 
Verkehr jeweils für ein Haushaltsjahr die zweck- 
entsprechende Verwendung der Finanzhilfen nach 
durch Mitteilung der Zahl der geförderten Vorhaben, 
der Summe der für diese Vorhaben angefallenen 
zuwendungsfähigen Kosten sowie der Summe der 
aus den Finanzhilfen ausgezahlten Zuwendungen. 

(3) Ein weitergehender Verwendungsnachweis der 
Länder entfällt. 

§ 10 

Zweckbindung und Verteilung der Mittel 

(1) Das Mehraufkommen an Mineralölsteuer, das 
sich aufgrund von Artikel 8 § 1 des Steuerände- 
rungsgesetzes 1966 ergibt, ist für Vorhaben zur Ver- 
besserung der Verkehrs Verhältnisse der Gemeinden 
nach Maßgabe dieses Gesetzes zu verwenden. 

(2) Von diesen Mitteln kann der Bundesminister 
für Verkehr einen Betrag von 0,25 vom Hundert, im 
Einvernehmen mit den Ländern bis zu 0,50 vom 
Hundert, für Forschungszwecke in Anspruch nehmen. 
Im übrigen entfallen: 

1. 55 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 Satz 1, 

2. 45 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4, Nr. 5 Satz 2 und § 11. 

Eine notwendige Veränderung oder Verlegung an- 
derer Verkehrswege im Zusammenhang mit einem 
Vorhaben nach § 2 gilt dabei als Teil dieses Vor- 
habens. 

§ 11 

Vorhaben der Deutschen Bundesbahn 

(1) Führt die Deutsche Bundesbahn Vorhaben zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden durch, so kann auch sie aus den nach § 10 
Abs. 1 zur Verfügung stehenden Mitteln Investi- 
tionszuschüsse erhalten. Die §>§ 2 bis 4, 9, 10 Abs. 2, 
§§12 und 14 gelten sinngemäß. 

(2) Für Vorhaben nach Absatz 1 dürfen Investi- 
tionszuschüsse nur gewährt werden, wenn das Vor- 
haben mit Zustimmung des beteiligten Landes in das 
Programm nach § 6 Abs. 1 aufgenommen worden ist. 

§ 12 

öffentliche Sdiutzräume 

(1) Der Bundesminister des Innern kann fordern, 
daß in einer unterirdischen Verkehrsanlage, die als 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 
§ 9 

unverändert 


§ 10 

Zweckbindung und Verteilung der Mittel 

(1) unverändert 


(2) Von diesen Mitteln kann der Bundesminister 
für Verkehr einen Betrag von 0,25 vom Hundert, im 
Benehmen mit den Ländern bis zu 0,50 vom Hundert, 
für Forschungszwecke in Anspruch nehmen. Im übri- 
gen entfallen: 

1. 55 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 Satz 1, 

2. 45 vom Hundert auf Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 2 bis 4, Nr. 5 Satz 2 und § 11. 

Eine notwendige Veränderung oder Verlegung an- 
derer Verkehrswege im Zusammenhang mit einem 
Vorhaben nach § 2 gilt dabei als Teil dieses Vor- 
habens. 

§ 11 

unverändert 


§ 12 

öffentliche Schutzräume 

(1) Der Bundesminister des Innern kann den Trä- 
ger einer unterirdischen Verkehrsanlage, die in das 
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Vorhaben in das Programm nach § 6 Abs. 1 aufge- 
nommen ist, öffentliche Schutzräume eingerichtet 
werden, wenn der Bund die entstehenden Mehr- 
kosten trägt. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr gibt dem Bun- 
desminister des Innern jährlich das fortgeführte 
Programm bekannt. Will der Bundesminister des 
Innern bei einem in das Programm aufgenommenen 
Vorhaben die Forderung nach Absatz 1 erheben, so 
muß dies innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe 
des Programms geschehen, in dem das Vorhaben 
erstmals ausgewiesen ist. Die Frist verkürzt sich 
auf ein halbes Jahr, wenn mit dem Vorhaben inner- 
halb 'der nächsten zwei Jahre begonnen werden 
soll. 

(3) Erhebt der Bundesminister des Innern die 
Forderung rechtzeitig, so darf das Vorhaben mit 
Finanzhilfen nach diesem Gesetz nur gefördert wer- 
den, wenn der Träger des Vorhabens der Forderung 
nachkommt. 


§ 13 

V erordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung 

1. die Vomhundertsätze für die Verteilung der 
Mittel nach § 10 Abs. 2 Satz 2 bis zu 10 nach 
oben und unten zu ändern, wenn die Entwicklung 
der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden es er- 
fordern; 

2. die in der Anlage zum Gesetz festgelegte Be- 
rechnungsweise für die Verteilung der Mittel 
nach § 10 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 neu festzusetzen, 
wenn dies erforderlich ist, um die Mittel in einer 
den Verkehrsbedürfnissen der Gemeinden besser 
entsprechenden Weise zu verteilen. 

§ 14 

Ubergangsvorschrift 

(1) Nach diesem Gesetz werden Vorhaben nicht 
gefördert, für die der Träger des Vorhabens seine 
Verpflichtungen vor dem 1. Januar des Jahres, in 
dem die Förderung beginnen soll, erfüllt hat. 

(2) Werden begonnene Vorhaben in die Förderung 
nach diesem Gesetz übernommen, so sind davon 
die Bauleistungen ausgeschlossen, für die der Träger 
des Vorhabens seine Verpflichtungen vor dem 
1. Januar des Jahres erfüllt hat, in dem die Förde- 
rung beginnen soll. Sind solche Vorhaben bereits 
nach Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 1966 
gefördert worden, so ist das Gesetz auch auf die- 
jenigen Verpflichtungen anzuwenden, die der Träger 
des Vorhabens erfüllt, für die er aber noch keine 
Zuwendungen erhalten hat. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Programm nach § 6 Abs. 1 aufgenommen ist, auffor- 
dern, in der Verkehrsanlage öffentliche Schutzräume 
einzurichten, wenn der Bund die entstehenden Mehr- 
kosten trägt. 

(2) Die Aufforderung nach Absatz 1 muß inner- 
halb eines Jahres nach Mitteilung des Programms 
ausgesprochen werden^ in dem das Vorhaben erst- 
mals ausgewiesen ist. Die Frist verkürzt sich auf ein 
halbes Jahr, wenn mit dem Vorhaben innerhalb der 
nächsten zwei Jahre begonnen werden soll. 


(3) Falls die Aufforderung rechtzeitig ergeht, 
darf das Vorhaben mit Zuwendungen oder Investi- 
tionszuschüssen nach diesem Gesetz nur gefördert 
werden, wenn der Träger des Vorhabens der Auf- 
forderung nachkommt. 

(4) Diese Vorschrift findet keine Anwendung 
im Land Berlin. 

§ 13 

V erordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 


§ 14 

Übergangsvorschrift 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


10 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI / 1 5 1 8 


Entwurf 

(3) Begonnene Vorhaben an Zubringerstraßen zu 
Bundesautobahnen sowie an Gemeinde- und Kreis- 
straßen als Zubringerstraßen zu Bundesstraßen in 
der Baulast des Bundes, die bis zum 31. Dezember 
1970 nach § 5 a des Bundesfernstraßengesetzes in der 
Fassung vom 6. August 1961 gefördert worden sind, 
werden weiterhin nach dieser Vorschrift gefördert. 

§ 15 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

§ 5 a des Bundesfernstraßengesetzes in der Fas- 
sung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1741), 
zuletzt geändert durch das Einführungsgesetz zum 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), erhält folgende Fas- 
sung: 

,/§ 5 a 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Bundesstraßen kann der Bund Zuschüsse 
oder Darlehen gewähren.“ 


§ 16 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt mit Annahme des § 12 nach 
Maßgabe des § 12 Abs. 1 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf- 
grund dieses 'Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsge- 
setzes. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1971 in Kraft. Zu- 
gleich tritt Artikel 8 § 4 des Steueränderungsgesetzes 
1966 vom 23. Dezember 1966 (Bundesgesetzbl. I 
S. 702) außer Kraft. 


Beschlüsse des 13. Ausschusses 

Absatz 3 entfällt 


§ 15 

Änderung des Bundesfernstraßengesetzes 

( 1 ) § 5a des Bundesfernstraßengesetzes in der 
Fassung vom 6. August 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1741), zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), erhält fol- 
gende Fassung: 

.r§ 5 a 

Zum Bau oder Ausbau von Ortsdurchfahrten im 
Zuge von Bundesstraßen und zum Bau oder Aus- 
bau von Gemeinde- und Kreisstraßen, die Zubrin- 
ger zu Bundesfemstraßen in der Baulast des Bun- 
des sind, kann der Bund Zuwendungen gewähren." 

(2) Begonnene Vorhaben an Zubringerstraßen zu 
Bundesautobahnen in der Baulast eines Landes, die 
bis zum 31. Dezember 1970 nach § 5 a des Bundes- 
fernstraßengesetzes in der Fassung vom 6. August 
1961 gefördert worden sind, werden weiterhin nach 
dieser Vorschrift gefördert. 

§ 16 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 17 

unverändert 
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Beschlüsse 


Anlage zum Gesetz: 

Berechnungsweise des fianziellen Rahmens für die 
Programme nach § 6 Abs. 2 

Auf jedes Land entfällt ein prozentualer Anteil an 
den Mitteln, die für die Vorhaben nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 Satz 1 zur Verfügung gestellt werden. 
Dieser Anteil bemißt sich nach dem Verhältnis der 
Zahl der im einzelnen Land am 1. Januar des Vor- 
jahres zugelassenen Kraftfahrzeuge (ohne landwirt- 
schaftliche Zugmaschinen) zum gesamten Kraftfahr- 
zeugbestand aller Länder. Hierbei werden die Kraft- 


fahrzeuge wie folgt bewertet: 

Krafträder > 0,5fach 

Personen- und Kombinationskraftwagen 

sowie Sonderfahrzeuge 1,0 fach 

Omnibusse und Zugmaschinen 2,0 fach 

Lastkraftwagen 2,5fach. 


des 13. Ausschusses 
entfällt 
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